
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Fraktion in der Stadtvertretung der Stadt Kappeln

28.8.2016

Antrag Verbesserung der Fahrradinfrastruktur
Die städtischen Gremien mögen beschließen:

Zur Verbesserung der Fahrradinfrastruktur in Kappeln werden zunächst befristet auf 3 Jahre pro 
Jahr 50000 EUR zweckgebunden bereitgestellt.

Die Finanzierung erfolgt über die  Parkraumbewirtschaftung.

Begründung
Die Fahrradwege in Kappeln sind in einem sehr schlechten Zustand. Nach Vorstellung des 
Fahrradkonzeptes der IGU hat sich der Umwelt- und Verkehrsausschuss intensiv mit dem Thema 
beschäftigt und eine Prioritätenliste zur Verbesserung der verkehrlichen Infrastruktur erstellt. Die 
Verbesserung der Fahrradwege hatte bei allen Fraktionen eine hohe bis sehr hohe Priorität. Hier 
müssen jetzt endlich auch konkrete Maßnahmen folgen.

Die Umsetzung des Fahrradkonzeptes wurde bereits 2013 im Ausschuss für Umwelt und Verkehr 
beschlossen. Getan hat sich bis heute fast nichts. Damit hier endlich Bewegung reinkommt, 
beantragen wir. dass eine feste Summe zweckgebunden hierfür im Haushalt bereitgestellt wird.

Ein gutes Radwegenetz ist nicht nur für die Kappelner Bürger wichtig, sondern auch für Kappeln 
als Tourismusort ein gutes Aushängeschild. Weiterhin ist es wichtig, einen Anreiz zu geben für 
kurze Wegstrecken das Auto mal stehen zu lassen und aufs Rad zu steigen. Jeder, der in der Stadt 
auf das Rad steigt, erspart einen der knappen KFZ Parkplätze und die Innenstadt wird damit 
attraktiver und lebenswerter. Hier ist dringender Handlungsbedarf vorhanden.

Von den Verbesserungen werden nicht nur Radfahrer profitieren, sondern auch Personen die auf 
eine Gehhilfe angewiesen sind, sowie auch die Kaufmannschaft durch Entlastung der Parkplätze.

Eine zügige Verbesserung der Fahrradinfrastruktur ist ein Win-Win für alle Bürger und Besucher 
von Kappeln.

Norbert Dick
stlv. Fraktionsvorsitzender

Hauptausschuss 14.11.2016 abgelehnt 1 Ja , 8 Nein , 1 Enthaltung
Ausschuss Umwelt und Verkehr 16.11.2016 angenommen 5 Ja , 1 Nein , 1 Enthaltung
Bauausschuss 5.12.2016 abgelehnt bei 2 Ja Stimmen


